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Sperrfeuer auf den Alpenbunker
Gegen eine Protestflut aus Europa setzte der Rechtspopulist Jörg Haider 

den Einzug der FPÖ in die Regierung durch. Die angekündigten Sanktionen drohen zu 
verpuffen, verprellen aber in Wien selbst die Gemäßigten. 
Vier Dutzend Fotografen umzingeln
einen Mann. Jörg Haider steht im
dunklen Anzug vor einem Podium

mit der Aufschrift „Verantwortung für
Österreich“ und erträgt gelassen das Blitz-
lichtstakkato. Fünf Meter weiter wartet vor
einem Pult mit stilisierter Europaflagge der
zweite Hauptdarsteller auf seinen Einsatz.
Er ist klein, blass und mutterseelenallein:
Österreichs angehender Kanzler.

Um Wolfgang Schüssel geht es nur am
Rand, als am vergangenen Donnerstag in
der Wiener Hofburg das neue Regierungs-
140

Bundespräsident Klestil bei Vereidigung des Ka
programm der ÖVP-FPÖ-Koalition prä-
sentiert wird. Haider hingegen, der im Aus-
land häufig als Holocaust-Verharmloser
und Hitlers geistiger Ziehsohn geschmäht
wird, steht im Brennpunkt. Dabei war es
Schüssel, der in den Tagen zuvor in Öster-
reich bis dato Unvorstellbares zu Wege ge-
bracht hat.

Er hat ein Regierungsbündnis geschmie-
det, das schon vor der Vereidigung im In-
und vor allem im Ausland als operativ er-
ledigt gilt. Buhrufe begleiten ihn auf dem
Weg ins Amt. 
d e r  s p i e g e l 6 / 2 0 0 0

binetts: Mit jedem Tag mehr in der Haider-Fa
Und: Schüssel hat eine von Bundes-
präsident Thomas Klestil formulierte Er-
klärung unterzeichnet, in der er gelobt, ge-
meinsam mit Jörg Haiders FPÖ künftig die
Menschenrechte sowie die „Prinzipien der
pluralistischen Demokratie und der Rechts-
staatlichkeit“ zu achten.

Respekt. Diese im zivilisierten Teil der
Welt beispiellose Entmündigung eines an-
gehenden Premiers, zugleich die Selbst-
demontage eines Politikers am lebendigen
Leib, ging beinahe unter im Aufruhr um
die Machtbeteiligung von Haiders FPÖ. 
lle verstrickt
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 Haider*: Nichts geht mehr ohne den FPÖ-Chef

-Proteste vor der Hofburg: „Gefahr für Europa“
Mit einem konzertierten Auf-
schrei der Empörung hatten zu-
vor Österreichs 14 Partner in
der Europäischen Union verge-
bens versucht, den Rechtsruck
in Wien zu torpedieren. Nie zu-
vor in der Geschichte der EU
gab es eine derart massive Ein-
mischung in die inneren Ange-
legenheiten eines Mitgliedslan-
des. Zu den Daumenschrauben
zählten die Androhung von di-
plomatischer Ausgrenzung, po-
litischer Ächtung und Boykott.

Gleichsam in einem „grup-
pendynamischen Rausch“
(„Süddeutsche Zeitung“) ver-
ständigten sich die 14 EU-In-
terventionisten binnen 48 Stun-
den darauf, die Alpenrepublik
wie ein halbtotalitäres Ent-
wicklungsland an den Pranger
zu stellen.

„Gefahr für Europa“ ortete
Belgiens Außenminister Louis
Michel und erklärte den Aus-
flug zum Skifahren in Öster-
reich fortan zum „unmorali-
schen“ Akt. Das belgische Ver-
teidigungsministerium will den
Kauf von sechs österreichi-
schen Rettungswagen stornie-
ren. Mit den protestierenden
Belgiern hatte Haider sich be-
sonders angelegt: Bei der
Snow-Show zur Feier seines
50. Geburtstags auf seinem
Hausberg Gerlitzen am vor-
letzten Samstag höhnte Kärn-
tens Landeshauptmann: „Wir
verlangen ja auch nicht die Ab-
lösung einer korrupten belgi-
schen Regierung, die Kinder-
schänder pardoniert.“ 

Vom Rückruf der Botschaf-
ter aus Wien war in mehreren
Hauptstädten Europas die
Rede; vor einigen Auslands-
vertretungen Österreichs sam-
melten sich Demonstranten,
manche hatten sich den Juden-
stern angesteckt. 

Als Leitstimme im Chor der
EU-Rigoristen punktete SPD-
Kanzler Gerhard Schröder bei
seiner Parteilinken: In einem
Europa der Freiheit, des Rechts und der Si-
cherheit könne man „mit Minderheiten
nicht so umgehen, wie Herr Haider sich das
zu Eigen gemacht hat“. 

Eröffnet worden war das europäische
Sperrfeuer auf die in zunehmendem Trotz
verbunkerten Alpenländler am Montag
vom amtierenden EU-Ratspräsidenten mit
einer Demarche: Portugals Regierungschef
António Guterres, zugleich Präsident der
Sozialistischen Internationale, belehrte die
Österreicher, die EU sei nicht nur ein ge-
meinsamer Markt, sondern eine Wertege-

Koalitionär

Anti-Haider
meinschaft mit Prinzipien wie Demokratie
und Toleranz: „Rassistische und fremden-
feindliche Verhaltensweisen“ würden nicht
geduldet, hieß es in der Erklärung aus
Lissabon. 

Guterres verknüpfte damit die Drohung,
die Wahl von Parteien, die nicht die grund-
legenden EU-Prinzipien respektierten,
müsse für Wien Auswirkungen auf die Be-
ziehungen zu den anderen EU-Staaten ha-

* Bei der Unterzeichnung der Demokratie-Deklaration in
der Hofburg.
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ben. Washington applaudierte
und versprach ebenfalls Straf-
maßnahmen.

Zum abgestuften Szenario
von Sanktionen, mit denen die
Staaten der „europäischen Fa-
milie“ dem unbotmäßigen
Sprössling nun die kalte Schul-
ter zeigen wollen, sollen im
Einzelnen gehören: das Aus-
setzen von Staats- und Minis-
terbesuchen, die Beschränkung
politischer Konsultationen auf
die untere Beamtenebene, das
Verweigern einer Unterstüt-
zung von österreichischen Kan-
didaten für internationale Or-
ganisationen. 

Die Brüsseler EU-Kommis-
sion wurde von der Attacke der
14 überrascht. Lediglich Präsi-
dent Romano Prodi war kurz
informiert worden. Für dieses
Vorgehen gab es logische
Zwänge, weil diese spekta-
kuläre Aktion strikt als bilate-
rale Privatsache der europäi-
schen Regierungschefs verkauft
werden musste. Denn nach den
Regelwerken der Gemeinschaft
gibt es keine Rechtsgrundlage
für die Isolierung eines Mit-
gliedstaates wegen der Bildung
einer missliebigen Regierung.
Die Aussetzung von Rech-
ten eines EU-Mitglieds ist nur
bei „schwerwiegender und an-
haltender Verletzung“ der
Grundsätze von Freiheit und
Rechtsstaatlichkeit möglich –
ganz nach dem Buchstaben des
EU-Vertrags. 

Der von Guterres im Namen
der 14 vorgetragene Vorstoß
zwang Romano Prodi zum
Handeln – und zu einer heiklen
Gratwanderung. Der Kommis-
sionspräsident musste die
Skepsis gegenüber dem Rechts-
populisten Haider zum Aus-
druck bringen, ohne die Rech-
te des EU-Mitglieds Österreich
zu verletzen und ohne Kritik
am Vorpreschen der Staats-
und Regierungschefs durch-
schimmern zu lassen. 

Ausdrücklich nahmen die Kommissare
in ihren Text auch auf, man werde die „Ar-
beitsbeziehungen mit den österreichischen
Behörden“ aufrechterhalten. Einige Kom-
missionsmitglieder argumentierten, das sei
nach den Verträgen selbstverständlich,
könne aber dennoch als Abgrenzung von
dem Verdikt der 14 gelten, und das solle
besser vermieden werden. Doch die Kriti-
ker kamen nicht durch.

Vor dem europäischen Parlament mach-
te Prodi deutlich, wie sich die Rolle der
Kommission von jener der 14 einzelnen
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Ausland

en Chirac, Klestil mit Haider (1998): Huldvolles L
Ministerpräsidenten unterschei-
det. Gerate eines der Mitglieder
der Gemeinschaft in Schwierig-
keiten, sagte der Italiener mit
Bezug auf Österreich, dann
stecke die ganze Union in
Schwierigkeiten. Der Präsident:
„Es ist die Pflicht einer streng
supranationalen Institution (der
Kommission), nicht eines der
Mitglieder zu isolieren, sondern
es fest bei der Herde zu halten.“
Die Kommission werde nicht ru-
hen, bis dies geschafft sei. 

Der Rechtspopulist Jörg Hai-
der hat damit unfreiwillig etwas
erzwungen, was bislang unmög-
lich gewesen war: erste Ansätze
zu einer europäischen Innen-
politik. „Ein bisher einmaliger
Vorgang“, findet Außenminister
Joschka Fischer, der eifrig mit-
wirkte am Bau eines europäischen Damms
gegen den Haider-Boom „auf einer mittle-
ren Linie“, weniger extrem als etwa Brüs-
sel und Paris.

Aufgeschreckt war Gerhard Schröder am
Abend des 26. Januar aus Stockholm vom
Internationalen Holocaust-Forum zurück-
gekehrt. Auf dem gab es – völlig ungeplant
– nur ein herausragendes Thema: den dro-
henden Machtantritt eines Schattenkanz-
lers Haider. Schwedens Regierungschef
Persson hatte massiv gewarnt, Israels Pre-
mier Barak bereits angekündigt, er werde
seinen Botschafter aus Wien zurückziehen. 

Dem Kanzler war klar, dass auch
Deutschland reagieren musste, um auf kei-
nen Fall den Eindruck zu erwecken, die
Bundesrepublik nehme Haider ohne wei-
teres hin. Schröders außenpolitischen Be-
rater Michael Steiner trieb zudem die Sor-

Präsident
Vizekanzlerin Susanne Riess-
Passer, geb. 1961. Die Juristin
begann 1987 als Pressemitar-
beiterin bei der FPÖ und wurde

1992 Auslandsreferentin. Seit 1996 ge-
schäftsführende Bundesparteiobfrau.

Haiders Senkrechtstarter  FPÖ-Politik

Soziales Elisabeth Sickl,
geb. 1940. Einst Gründungs-
mitglied der Vereinten Grünen
Österreichs. 1994 wurde sie
Umweltministerin in der Kärnt-
ner Regierung.

Verteidigung Herbert Scheibner,
geb. 1963. Kam als 25-Jähriger
ins FPÖ-Generalsekretariat. Seit
1990 im Parlament, fungierte als
Wehrsprecher und Vorsitzender
des Landesverteidigungsaus-

schusses. Wurde bekannt durch sein Engage-
ment beim Ausländer-Volksbegehren der FPÖ.

A
P

N
u

s
h
Ö

A
P

A
P

A
P

A
P

D
P
A

142
ge um, Haider könne der heimatlosen
extremen Rechten in Deutschland neuen
Auftrieb verschaffen: „Wir müssen höllisch
aufpassen, dass das nicht zu uns rüber-
schwappt.“ 

Der Kanzler telefonierte quer durch Eu-
ropa, um zu einer gemeinsamen europäi-
schen Linie zu kommen. Er bat den im
Vorwahlkampf stehenden spanischen Pre-
mier Aznar und Präsident Jacques Chirac
in Paris, zwei der letzten Konservativen in
Staatsämtern, auf ihren waghalsigen Ge-
sinnungsgefährten Schüssel in Wien ein-
zuwirken. 

Am Samstag vorvergangener Woche traf
sich Schröder dann in Hannover mit Rats-
präsident Guterres zum abschließenden
Strategiegespräch. Nichts solle beschlos-
sen werden, so wurde festgelegt, was die
Funktionsfähigkeit Europas beeinträchtigt,
er im österreichischen Kabinett

Infrastruktur Michael Schmid,
geb. 1945. Übernahm als Haiders
Mann vor elf Jahren nach internen
Querelen die steirische Landes-FPÖ.

och vor wenigen Tagen erklärte er: „Schüssel ist
nser Feindbild.“

Finanzen Karl-Heinz Grasser,
geb. 1969. Der Betriebswirt wurde
mit 25 Jahren stellvertretender
Landeshauptmann in Kärnten.
1998 zerstritt er sich mit Haider
und ging in die Privatwirtschaft.

Justiz Michael Krüger, geb. 1955.
Der Rechtsanwalt ist seit sieben
Jahren Kultursprecher der Freiheit-
lichen im Nationalrat und war von
1996 bis 1999 Leiter des parla-
mentarischen Wissenschaftsaus-

chusses. Er hatte schon in den Koalitionsver-
andlungen die ideologische Nähe von FPÖ und
VP in der Rechtspolitik gelobt.
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aber eine deftige Lektion sollten
die Österreicher schon erhalten. 

Bundespräsident Klestil, von
den Europäern über ihre Sorgen
unterrichtet, beschied die Anru-
fer, darunter auch Guterres, mit
den Worten: „Wenn ihr das so
meint, dann müsst ihr dies auch
öffentlich machen. Ich in Öster-
reich kann das nicht.“ 

Fast alle machten mobil gegen
Austria. Im allgemeinen Protest
waren Stimmen, die vor Über-
reaktionen warnten, nur schwer
hörbar. Von den deutschen So-
zialdemokraten wagte Hans-Ul-
rich Klose, Vorsitzender des
Auswärtigen Ausschusses des
Bundestags, den Widerspruch:
„Jetzt macht man den Haider
zur europäischen Figur, das ist
eine Verrücktheit.“ 

Bemerkenswert der Einwurf von Simon
Wiesenthal zu Haider: „Ich sehe in ihm
keine Gefahr“, ließ der erfolgreiche Nazi-
Jäger sich vernehmen. Und bizarr der
Zuspruch von einem wirklichen Paria: Das
Serbien des Balkan-Despoten Slobodan
Milo∆eviƒ bekundete Wien sein Mitge-
fühl im Widerstand gegen die von den 
US-Interessen dominierte „neue Welt-
ordnung“. 

Die acht Millionen Österreicher aber
trennt ein politischer Graben. Während in
Wien tausende gegen Haider demonstrier-
ten, auf der Pallas Athene vor dem Parla-
ment die Rote Fahne gehisst und der Ring
lahm gelegt wurde, entlud sich anderer-
seits der Volkszorn über die internatio-
nalen Vorhaltungen so spontan wie massiv.
Der politische Hauptfeind wird in Jeru-
salem, Washington, Paris und Berlin aus-
gemacht.

Originalton Hauptstadtbewohner: „De
Hurenjuden, de kenn’ma – immer nur for-
dern, nix tuan, im Arbeitskittel hob’ i von
dene no kaan g’seng“; „die Scheiß-Ami,
kumman mit zwaahundert Dollar und
woll’n drei Tag Luxushotel“; und „die Deit-
schen“, na servus, lassen daheim Neo-Na-
zis durchs Brandenburger Tor marschieren
und gleichzeitig Joschka Fischer Ratschlä-
ge erteilen: „Wir wollen Österreich eine
bittere Erfahrung ersparen.“ 

„Befehle aus Berlin haben wir schon ein-
mal bekommen“, stichelte Schüssels Partei-
freund, der steirische Minister Gerhard
Hirschmann, „das wollen wir nicht noch
einmal erleben.“ Auch „demokratiepoliti-
sche Belehrungen aus Paris“ seien nicht
vonnöten. 

Das Trauma von der Fremdbestimmung
ist so alt wie das republikanische Öster-
reich. Nach dem Untergang der gewaltigen
Habsburger Donaumonarchie waren nach
kurzer Pause erst die deutschen Nazis,
dann die Befreier und Besatzer – Ameri-
kaner und Russen – im Land tonangebend.
Seit 1955 souverän, will Österreich, das erst

ächeln
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Ausland
„Ein ganzes Volk in Geiselhaft“
Der ehemalige Wiener Bürgermeister Helmut Zilk über die Reaktionen Europas 

auf das schwarz-blaue Regierungsbündnis
efrau Dagmar Koller: „Totale Überheblichke
Zilk, 72, Pädagogik-Professor und
Journalist, ist seit seiner Jugend SPÖ-
Mitglied. Er wurde 1993 bei einem
Briefbombenanschlag mit rechtsradi-
kalem Hintergrund lebensgefährlich
verletzt. 

SPIEGEL: Herr Zilk, seit Freitag ist Öster-
reich ein diplomatisch isoliertes Land
mitten in Europa. Wer ist daran schuld?
Zilk: Herr Haider ist so etwas wie ein
Schreckgespenst, das durch Europa
zieht – ein Mann, der Widerspruch ge-
sät und sehr viele Fehlleistun-
gen erbracht hat. Die werden
ihm jetzt, vielleicht etwas über-
dimensioniert, heimgezahlt.
Aber wir haben ein demokra-
tisch gewähltes Parlament mit
demokratischen Mehrheiten.
Hätte der Bundespräsident das
Parlament aufgelöst, wäre das
so etwas wie ein Staatsputsch
gewesen.
SPIEGEL: Haben Sie Verständnis
für die Reaktionen des Aus-
lands?
Zilk: Ja, so weit sie sich auf Hai-
der beziehen. Der FPÖ-Chef
hat zu populistischen Aus-
sprüchen gegriffen in der Hoff-
nung, dass es Leute gibt, die
ihm auf diesen altnationalen
Leim gehen. Ich kann aber
nicht verstehen, dass für diese
demokratisch entstandene Re-
gierung, zu der es im Moment
offenbar keine Alternative gibt,
ein ganzes Volk in Geiselhaft
genommen wird. Das ist un-
ziemlich. Da sagt ein deutscher
Fernsehkommentator seinem
Publikum, es bleibe den Zuschauern
überlassen, ob sie noch einen Skistiefel
nach Österreich setzen. Diese totale
Verurteilung, Abgrenzung, Überheb-
lichkeit – das ist faschistoid. Der Hote-
lier, der Arbeiter, der Bäckermeister bei
uns – die sind nicht der Herr Haider.
SPIEGEL: Für wen spricht er denn?
Zilk: Wer sind die Wähler der FPÖ? Zu
einem erheblichen Teil Menschen, die
einen Wechsel wollen. Menschen, die
Haiders konsequente Oppositionspoli-
tik honoriert haben. Keine Nazis.
SPIEGEL: Ist das Ausland schuld an der
Ausgrenzung Haiders?

Zilk, Eh
Zilk: Die FPÖ war Mitglied der sozialis-
tischen Regierung Sinowatz und als Par-
tei ziemlich am Ende. Da ist dann der
Haider gekommen – mit seinen natio-
nalen Sprüchen, von denen er sich jetzt
allzu gern distanziert. Und dann hat
man gesagt: Mit dem reden wir nicht.
Den gibt es nicht. Was er sagt, ist
grundsätzlich falsch. Ich habe immer
davor gewarnt, ihn auszugrenzen. Es
gab sozialdemokratische Regierungen,
die lange geglaubt haben, mit der Aus-
grenzung das Wachstum der FPÖ ver-
hindern zu können. Aber das war Dün-
ger für Haiders Wachstum.
SPIEGEL: Joschka Fischer hat die EU-
Maßnahmen damit begründet, man
wolle „Österreich eine bittere Erfah-
rung“ ersparen. 
Zilk: Da steckt etwas von der Überheb-
lichkeit drin, die Grüne an sich haben.
Sie fühlen sich als Missionare der Welt.
Überdies ist er jetzt Minister eines
großen, mächtigen Landes, und die
Kleinen müssen sich so gönnerhafte
Worte gefallen lassen. Österreich war
eine Großmacht, und jetzt sind wir nur
das, was der Ha∆ek im „Schwejk“ be-
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schrieben hat: ein Fliegenschiss im
Wirtshaus. Diese bittere Erfahrung müs-
sen wir schon selbst machen.
SPIEGEL: Fühlen die Österreicher sich
von Fischer bevormundet?
Zilk: Ohne ihn im Geringsten mit Haider
gleichsetzen zu wollen, würde ich dem
Joschka Fischer ins Stammbuch schrei-
ben: Er ist eigentlich das Musterbeispiel
dafür, dass Domestikation durch Ver-
antwortung klappt. Ich erinnere mich,
wie er mit Turnschuhen die Straßen
deutscher Großstädte verunsichert hat.

Und heute gibt er im Nadelstreif
einen von mir sehr bewunder-
ten Außenminister ab.
SPIEGEL: Wo liegt das Missver-
ständnis der Europäer beim
Blick auf Österreich?
Zilk: In der Pauschalverdächti-
gung, hier gäbe es größeren An-
tisemitismus und Rassenhass als
anderswo. Wir haben die meis-
ten Flüchtlinge aus Osteu-
ropa aufgenommen. Tschechen,
Polen, Russen sind zu uns ge-
kommen, da brauchen wir uns
nichts vorwerfen lassen. Wenn
dieses Land fremdenfeindlich
sein soll, frage ich mich, was ist
dann die Bundesrepublik? Was
ist mit Lübeck, mit den Städ-
ten, in denen Ausländer gejagt
und von Skinheads verprügelt
werden? Seit 20 Jahren ist das
hier zu Lande kein einziges 
Mal vorgekommen. Und Anti-
semitismus? Wo werden die
Gräber geschändet? Bei uns?
Nein. Trotzdem sage ich nicht,
dass Deutschland antisemi-
tisch ist. 

SPIEGEL: Wird sich das Klima für Aus-
länder unter der neuen Regierung ver-
schlechtern?
Zilk: Nein, es kann nur besser werden.
Die neue Regierung hat die Hose voll.
Schauen Sie sich die Präambel an, die
die unterschreiben mussten. Aber, es ist
ja nichts Unanständiges, wenn man et-
was, was man in der Schule zehn Mal ge-
lernt hat, beim elften Mal unterschreibt.
SPIEGEL: Wie lange wird das Kabinett
Schüssel im Amt bleiben?
Zilk: Ich bin überzeugt, dass der Spuk
schneller vorbei ist, als man glaubt.

Interview: Walter Mayr
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1995 der EU beitrat, sich nun nicht aus
Brüssel bevormunden lassen. 

Sogar unter besonnenen Köpfen in
Österreich sind Zweifel laut geworden am
europäischen Korpsgeist und an der Ver-
hältnismäßigkeit der von den EU-Partnern
erwogenen Mittel. Die meistgestellten Fra-
gen lauten: Warum durfte Italiens Pre-
mier Berlusconi 1994 ungestraft mit den
Neo-Faschisten unter Gianfranco Fini 
paktieren?

Und: Was qualifiziert den ehemaligen
EU-Gegner und nächsten EU-Ratspräsi-

denten Jacques Chirac
dazu, sich an die Spitze
der Anti-Haider-Bewe-
gung zu setzen? Jenen
Chirac, der einst Ver-
ständnis für den Zorn des
redlichen Durchschnitts-
Franzosen äußerte „über
seinen ausländischen
Nachbarn, der von der
Sozialhilfe lebt“. 

Das aber war Ende der achtziger Jahre.
Inzwischen ist Chirac, der bei seinem Wie-
ner Staatsbesuch im Februar 1998 mit huld-
vollem Lächeln Haider die Hand reichte,
Frankreichs Präsident. Und eines verbindet
ihn mit dem Österreicher: Wie Haider folgt
er der Devise, sich nicht um das eigene
Geschwätz von gestern zu kümmern. Chi-
rac hat den Einzug der FPÖ in die Regie-
rung zu verhindern versucht. Bestärkt oder
sogar gebeten, je nach diplomatischer
Quelle, wurde er dabei von einem Lands-
mann Haiders – Österreichs Bundespräsi-
dent Thomas Klestil.

Wochenlang ging der Ex-Karrierediplo-
mat Klestil mit sich zu Rate über die Fra-
ge, wem er die Geschicke des Landes an-
vertrauen soll. Er hat es dabei nicht an sor-
genvoller Miene, wohl aber an politischer
Führung fehlen lassen. Die FPÖ, deren
Wählerschaft er im Präsidentschaftswahl-
kampf noch hofiert hatte, baute er erst zum
Popanz auf, als rechnerisch ohne sie nichts
mehr ging. SPÖ-Kanzler Viktor Klima war
mit seinen Verhandlungen zur Bildung ei-
ner neuen großen Koalition gescheitert.

Zwar stieg das Ausland auf die Barrika-
den, das Wahlvolk zwischen Wien und
Bregenz hingegen verbat sich, mehrheit-
lich, Belehrungen. „Hätte Österreich einen
Bundespräsidenten“, schrieb vergangene
Woche die bürgerliche „Presse“ im Irrea-
lis, er hätte seine Aufgabe darin gesehen,
die Wogen zu glätten, „statt sich als Pres-
sesprecher Jacques Chiracs zu betätigen“. 

Mit geheimnisvoller Tapetentür-Diplo-
matie – Klima-Schüssel-Haider rein, Kli-
ma-Schüssel-Haider raus – hat Klestil Ver-
trauen verspielt und sich mit jedem Tag
des Zuwartens mehr in der Haider-Falle
verstrickt. Die Präambel des FPÖ/ÖVP-
Regierungsprogramms trägt nun Klestils
Handschrift. Auch die Frage, welche FPÖ-
Minister der Republik zuzumuten seien,
hat er entschieden. Der millionenschwere

„Haider
ird in der 
Koalition 

nicht 
ntzaubert, 
er ist der 
berlehrling“
d e r  s p i e g e l 6 / 2 0 0 0



Ausland
Industrielle Thomas Prinzhorn und der mit
ausländerfeindlichen Sprüchen aufgefalle-
ne Wiener FPÖ-Chef Hilmar Kabas wur-
den abgelehnt. Neue Vorschläge, so Klestil,
seien „samt Lebensläufen“ umgehend ein-
zureichen. 

Haider handelte schnell. Das Regie-
rungsteam stand am Freitagmittag zum fei-
erlichen Gelöbnis an. Für die von ihm ver-
schuldete operettenhafte Inszenierung mit
dramatischem Finale aber wird das Staats-
oberhaupt noch zu büßen haben: Haider,
bekannt dafür, bei Katastrophen im Rück-
blick nie dabei gewesen zu sein, hat den
Präsidenten haftbar und sich selbst weniger
angreifbar gemacht.
Koalitionäre Schüssel, Haider: Eine operettenhafte Inszenierung mit dramatischem Finale 
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Die EU-Staaten wiederum sind im
Grunde ratlos, wie sie in Zukunft mit dem
ungezogenen Austria umgehen sollen. Die
Österreicher haben sich uneinsichtig 
dem demokratisch-pädagogischen An-
spruch Brüssels widersetzt und eine Re-
gierung nach ihrem Geschmack gefordert.
Von „Nationalmasochismus“ spricht der
linke Publizist Günther Nenning. Mit 34
Prozent und Platz eins könnte Haider 
bei Neuwahlen rechnen. Selbst Gemäßig-
te würden derzeit aus Trotz für ihn 
stimmen.

Nur eine Nebenrolle spielt noch das Re-
gierungsprogramm selbst – ein mäßig skan-
dalöser Kompromiss zwischen den an-
tibürokratischen, auf Recht und Ordnung,
Leistung und Familie zielenden Impulsen
der FPÖ und sanften Entstaatlichungsten-
denzen der ÖVP.
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Wenn Politik „die Kunst des Gewünsch-
ten“ sein soll, wie Joschka Fischer gern
sagt, dann war der politische Präventiv-
schlag der Europäer ein veritabler Fehl-
schlag. Für Haider sei die jetzige Koalition,
so die Einschätzung im Berliner Auswärti-
gen Amt, nur eine Zwischenetappe auf
dem Weg zur Kanzlerschaft. Schüssel ma-
che sich Illusionen, wenn er glaube, den
kraftstrotzenden Kärntner Landeshaupt-
mann domestizieren zu können. „Auf die
Knie nehmen, waschen, bürsten und
hoffen, dass er brav ist, das funktioniert
nicht“, prophezeit Fischer, „Haider wird in 
der Koalition nicht entzaubert, er ist der
Zauberlehrling.“
Auf mittlere Sicht werde mit dem „de-
monstrativen Signal“ indes vielleicht doch
noch etwas bewegt, hofft der deutsche 
EU-Kommissar Günter Verheugen. Was
aber, das ist nicht ganz klar. Dass die
Österreicher künftig anders wählen? Dass
die Wähler in den Beitrittsländern rechts-
extreme Parteien ächten? Dass in Frank-
reich, Belgien oder anderswo Rechtsex-
treme als „nicht bündnisfähig“ gestempelt
werden? 

Nun also sollen die Strafmaßnahmen der
14 greifen, doch intern hat nicht der Bann-
strahl aus Brüssel, sondern eher die Ge-
genposition Konjunktur. „Schon in acht
Tagen wird man sehen, dass das großer
Quatsch ist“, kritisiert Elmar Brok (CDU),
Vorsitzender des Außenpolitischen Aus-
schusses des Europaparlaments, den Iso-
lierungsbeschluss. Kein europäischer Bür-
d e r  s p i e g e l 6 / 2 0 0 0
ger, so ein hoher EU-Beamter, dürfte es
verstehen, wenn Chirac oder Schröder sich
brüsten, dem Herrn Dr. Schüssel das Foto
vom bilateralen Rudern auf dem Königssee
verweigert zu haben, Österreichs neuer
Kanzler dann aber auf dem obligatorischen
Familienfoto bei EU-Gipfeln fröhlich mit
von der Partie ist. 

In Österreich jedenfalls ist Ende vergan-
gener Woche nichts mehr, wie es war.
Israels Botschafter verlässt Wien in einer
El-Al-Maschine, und am Ballhausplatz im
barocken Herzen der Hauptstadt werden
die modernen Gemälde der scheidenden
sozialdemokratischen Minister in Umzugs-
wagen verladen. 
EU-Ratschef Guterres hat seine Teilnah-
me am Opernball abgesagt. Und es gibt das
erste Personalopfer: Schüssels ÖVP-Vor-
gänger Erhard Busek, der sich Hoffnungen
gemacht hatte auf die Leitung des „Tisches
für Demokratie und Menschenrechte“ beim
Balkan-Sonderkoordinator Bodo Hombach,
sieht „diese Geschichte gestorben“. 

Vor dem Amtssitz des Präsidenten be-
gleiten heftige Proteste den Amtsantritt des
neuen Regierungschefs von Jörg Haiders
Gnaden. „Schüsseln haben kurze Beine“,
ist auf einem der Plakate zu lesen. Über-
prüfen können die Demonstranten ihre Be-
hauptung nicht. Der neue Kanzler zieht es
vor, dem Eier- und Tomatenhagel zu ent-
gehen, und nimmt stattdessen einen un-
terirdischen Gang in die Hofburg. 

Winfried Didzoleit, Jürgen Hogrefe, 
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